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feder in Goerdelers politischem Denken und Handeln, gerade im Hinblick auf 
seine zu keiner Zeit aufgegebene Forderung der Wiederherstellung der deut-
schen Ostgrenze von 1914. Es überlagerte selbst die reale Tatsache, daß eine 
Grenze „nach völkischen Gesichtspunkten", wie sie im Winter 1939/40 von den 
Widerstandskräften durch Reichsgerichtsrat von Dohnanyi von Großbritannien 
gefordert werden sollte, eben jene von 1914 nicht generell gerechtfertigt erschei-
nen lassen mußte. 

Die Kritik an Versailles und seinen wirtschaftlichen Folgen war es auch, die 
Goerdeler politisch in die Nähe des Nationalsozialismus brachte, so sehr auch 
das lärmende Wesen, die Gewalttätigkeit des Auftretens und die hemmungslose 
Propaganda der Hitlerpartei seiner konservativen, durchaus bürgerlichen Natur 
zuwider gewesen sind. So wenig wie die meisten anderen Deutschen, deren Sehn-
sucht nach nationaler Freiheit und Selbstbestimmung und sozialem Ausgleich er 
teilte, hat Goerdeler die ganze Dämonie der nationalsozialistischen Bewegung 
von Anfang an erfaßt (S. 61). Sein unbegrenzter Tätigkeitsdrang und sein opti-
mistischer Glauben an die eigene Fähigkeit, durch vernünftiges Ordnen und Zu-
reden immer Gutes zu wirken, bewogen ihn, im November 1934 unter Hitler das 
Preiskommissariat zu übernehmen, auch wenn seine Denkschrift „An den Reichs-
kanzler" vom Spätsommer 1934 schon den ersten, noch ganz offen geführten Vor-
stoß gegen die Parteiherrschaft dargestellt hatte (S. 68 ff.). In ihr wurden auch 
Zweifel gegen die neue Polenpolitik Hitlers angemeldet, wie sie die Nichtangriffs-
erklärung vom 26. Januar 1934 geschaffen hatte. Goerdeler glaubte als geborener 
Westpreuße die Polen zu kennen, mit ihnen war seiner Meinung nach auf die 
Dauer kaum Friede möglich, Danzigs Zukunft erschien ihm nach wie vor aufs 
schwerste bedroht. So forderte er: „An der Spitze der politischen Betrachtung 
muß die Erkenntnis stehen, daß das deutsche Volk um die Sicherung seiner Exi-
stenz kämpfen muß. Das von seiner Ostmark getrennte Deutschland kann über-
haupt unter vernünftigen Bedingungen nicht leben; der Korridor ist ein Pfahl 
im Fleisch seiner Wirtschaft und seiner Ehre." Hier war schließlich von einem 
„endgültigen Befreiungskampf" die Rede, zu dem Deutschland gerüstet werden 
müßte. Eine kommende antipolnische Wendung nach dem von Goerdeler nur als 
zeitweise Entlastung zum Zwecke der Aufrüstung verstandenen Freundschafts-
vertrag von 1934 bedurfte der „Rückendeckung durch entsprechende Verständi-
gung mit anderen für uns wichtigen und verläßlichen Völkern" — offenbar war 
dabei an die Westmächte, vor allem England, gedacht (S. 70), doch hatten nach 
Goerdelers Meinung „selbst die Franzosen seit 1930 die Unsinnigkeit des Korri-
dors anerkannt" (S. 27). Ähnliche Gedanken ließ Goerdeler in das Gutachten zur 
Devisenfrage vom August 1936 fließen, das ihm die Ungnade der Machthaber zu-
gezogen hat. Sein Sparprogramm, im ganzen auch außenpolitisch auf Selbst-
beschränkung und Mäßigung in den Zielen eingestellt, wobei Rechtssicherheit 
und Freiheit im Innern eine allgemeine Wirtschaftsverständigung mit der übrigen 
Welt und Vertrauensbasis bewirken sollten, beabsichtigte durchaus eine Belebung 
der Aufrüstung. Gewisse Fragen der deutschen Zukunft würden „nur mit dem 
Einsatz der Armee gelöst werden können", besonders die Rückgewinnung des 
polnischen Korridors und die Revision der Ostgrenze überhaupt (S. 78). „Im 
übrigen will kein Volk in Europa ernstlich den Krieg, der ja für lange Zeit einen 
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selbst das bekundet e Verständni s der Westmächt e für die Lösun g der wohlbe -
kannte n Forderunge n Hitler s im Osten un d Südoste n (Danzig , Korridor , Sudeten -
frage, Österreich) , das Goerdele r un d andere n Oppositionelle n in Englan d un d 

Amerika entgegengetrete n un d nac h Deutschlan d weitervermittel t worde n war, 

hatt e sich als nutzlo s erwiesen . Bei den angelsächsische n Mächte n ist lediglich 

die Forderun g erhobe n worden , daß die deutsche n territoriale n Wünsch e nich t 

mit kriegerische r Gewal t erfüllt würde n (S. 180). Hitler s militante s Vorgehen 

veranlaßt e die Widerstandsgruppe n sogar, sich von den Westmächte n größere n 

Widerspruch , besonder s bei der Auflösung der Tschechoslowakei , zu erhoffen , 

wobei Goerdele r selbst in den Zwiespal t geriet , die Angliederun g des „deutschen , 

an Deutschlan d grenzenden " Sudetenlande s von Englan d zu fordern , das Regim e 

aber , welches die gleiche Forderung , freilich mi t völlig andere n Methoden , erhob , 

abzulehne n un d auf seinen Stur z hinzuarbeite n (S. 164 f.). Goerdele r rückt e sich 

un d die ganze Oppositionsbewegun g in ein Zwielicht , aus dem sie nac h Meinun g 

mancher , besonder s ausländische r Kritike r (J. W. W h e e 1 e r -  B e n n e t 2 , W. L. 

S h i r e r 3 , Z. W o j c i e c h o w s k i 4 , A. J . K a m i ń s k i 5 u. a.) bis heut e noc h 

nich t herausgefunde n haben . Auch Ritte r schreib t übe r Goerdeler s scheinbar e 

„Zumutun g an die englische Diplomatie : als handl e es sich nu r u m eine ander e 

Spielar t desselben deutsche n Imperialismu s un d unersättliche n Machtdrangs , 

den Hitle r im Extre m verkörperte ? Als wünsch e ma n dessen außenpolitisch e 

Erfolge einzuheimsen , u m ihn dan n zu stürze n un d bald darau f im wesentliche n 

dasselbe außenpolitisch e Spiel von neue m anzufangen? " 

Diese r Verdach t sollte sich angesicht s des Vorgehen s Hitler s gegen Pole n un d 

der Lage nac h der Zerschlagun g dieses Staates , besonder s aber angesicht s der 

Äußerunge n aus deutsche n Widerstandskreise n übe r eine Neuregelun g der 

deutsch-polnische n Grenzfrag e nac h eine m anzustrebende n baldigen Friedens -
schluß noc h stärke r festsetzen . Hie r zeigte sich nun , daß sich Goerdele r unte r 

keine n Umstände n bis zur Preisgab e deutsche r Revisionsansprüch e gegenübe r 

den Grenze n von Versailles durchringe n konnte , so star k auch ein geradez u tra -
gischer Mißklan g von ihm empfunde n werden mochte , den legitime n Anspruc h 

auf eine Revision der Versailler Ostgrenz e durc h Hitle r erfüllt zu sehen . Noc h 

in der Krisenzei t vor Kriegsausbruch , unmittelba r nac h dem Einmarsc h Hitler s in 

Prag , hatt e er in Verbindun g mi t eine m Vorschlag für eine enger e Gemeinschaf t 

zwischen England , Frankreic h un d Deutschlan d als Ker n eine s neuen , europäi -
schen Staatenbunde s gefordert , daß „di e Frag e des .Polnische n Korridors ' durc h 

eine n friedliche n Ausgleich deutsche r un d polnische r Interesse n aus der Welt ge-
schafft werden soll, um die letzte n noc h aus dem Versailler Vertra g stammen -

2) Joh n W. W h e e l e r - B e n n e t , Di e Nemesi s de r Macht . Di e deutsch e Ar-
me e in der Politi k 1918—1945. Düsseldor f 1954. 

3) William L. S h i r e r , Aufstieg un d Fal l des Dritte n Reiches . Köln , Berlin 
1961. 

4) Zygmun t W o j c i e c h o w s k i , Od Wersalu do Poczdamu . [Von Versail-
les bis Potsdam. ] In : Przeglą d zachodn i 1955, H . 5—6. 

5) Andrze j Józef K a m i ń s k i , Niemieck a opozycja przeci w Hitlerowi . [Die 
deutsch e Oppositio n gegen Hitler. ] In : Kwartalni k historyczn y LXI I (1955), H . 6, 
S. 176—188. 
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den Spannunge n zu beseitigen " (S. 216). Goerdeler s Program m eine r neue n deut -
schen Außenpoliti k lief auf eine n „europäische n Staatenbund" , schließlic h auf 

eine „Arbeitsgemeinschaf t aller Völker" hinaus , die „Krieg e durc h europäisch e 

Zusammenarbei t auf freiwilliger Grundlag e ausschließen " sollte (S. 218). Wenn 

sich angesicht s des massiven Drängen s von Hitle r die Vision Goerdelers , in wel-
che r das Reich der Zukunf t nich t als ewiger Unruhestifte r un d Tyran n Europas , 

sonder n als echt e Friedensmach t erschie n (S. 218), nich t erfüllen ließ, so war die 

Widerstandsbewegun g ehe r bereit , die Lösun g der Korridorfrag e auf eine bessere 

Zukunf t zu verschieben . Außerde m merkt e die Opposition , daß es Hitle r in Wahr -
hei t gar nich t auf Danzig , sonder n auf Pole n un d zuletz t auf „Lebensraum " in 

der Ukrain e ankam . Di e Hingab e an das National e hatt e bei Goerdele r jedenfall s 

den Sin n für eine europäisch e Solidaritä t nich t abgetötet . 

Freilic h mußt e der Ker n von Goerdeler s Sach e die polnische n Interesse n be-
einträchtigen , auch wenn der „friedlich e Ausgleich" sich grundlegen d von der 

Method e Hitler s unterschie d un d er die eigene militant e Haltun g der Jahr e kurz 

nac h Versailles weit hinte r sich gelassen hatte . Seine r Ansicht nac h „mußt e es 

im Rahme n des vernünftige n Gleichgewicht s gestatte t sein, daß Deutschlan d den 

Vorgängen an seiner Ostgrenz e nac h den Erfahrunge n seiner Geschicht e stet s 

ein besondere s Interess e entgegenbrachte " (S. 217). Wieweit trotzde m seine Ein -
stellun g zum polnische n Nachbar n unbewuß t ode r bewuß t voller Wunschbilder , 

vielleicht auch Vorurteil e steckte , die der Wirklichkei t Polen s kau m entsprache n 

un d noc h aus der Zei t wilhelminische r Ostmarkenpoliti k un d väterliche r Tisch -
gespräch e stamme n mochten , mu ß offenbleiben . Von niedrige m Haßgefüh l gegen 

die Pole n ode r die slawischen Völker überhaup t kan n jedenfall s kein e Red e sein. 6 

Andererseit s kan n ma n nich t übersehen , daß die polnisch e Außenpoliti k 1938/39 

durchau s nich t dazu diene n konnte , die Haltun g Goerdeler s un d der Widerstands -
bewegung klären d zu erleichtern . Wenn die deutsch e Oppositio n gegen Hitle r 

einerseit s wünsche n mußte , daß die zögernd e britisch e Regierun g sich zu eine r 

mutigen , ruhige n un d festen Haltun g gegenübe r Hitle r un d Ribbeńtro p durchrang , 

so mußt e sie andererseit s befürchten , daß diese britisch e Festigkeit , die eine 

friedlich e Lösun g der Korridorfrag e durc h eine deutsch-polnisch e Verständigun g 

durchau s mi t einbezog , auf polnische r Seite zu eine r verhängnisvolle n Versteifun g 

führte . Sie war zweifellos eingetreten , auch wenn ma n berücksichtigt , daß von 

Anfang an kau m eine Verhandlungsbereitschaf t zu spüre n gewesen war. Selbst 

auf eine m Gebiet , wo Pole n selbst etwas hätt e einhandel n können , in den bilate -
rale n Volksgruppenverhandlungen , waren die Brücke n noc h lange vor den Prage r 

Märzereignisse n un d der britische n Garantieerklärun g an Pole n von Warscha u 

aus abgebroche n worden . So ist — nac h Ritte r (S. 223) — wohl festzuhalten , daß 

das Hilfsangebo t England s an Pole n nich t auf Anregun g der deutsche n Opposi -
tion zurückgeh t — weder direk t noc h indirekt . Es schein t eher , daß sie davor ge-
warn t habe , die polnisch e Politi k durc h eine Art von „Blankoscheck " allzuseh r 

zu ermutige n un d dadurc h ihr e Abneigun g gegen jede Konzessio n in der Korridor -
frage noc h zu verstärke n (S. 226). Indesse n sollten sich alle Spekulatione n un d Be-

6) Die s behaupten , freilich ohn e ausreichende n Nachweis , R. R u d o l p h un d 
G. S e i f e r t in der sowjetzonale n „Zeitschrif t für Geschichtswissenschaft" , IV 
(1956), H. 1, S. 188. 
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mühungen um die Rettung des Friedens als erfolglos erweisen. Der Versuch 
Hitlers, die britische Politik doch noch in die Neutralität abzudrängen, war miß-
glückt, ein Scheinangebot von „16 Punkten" an die Polen zu einer friedlichen 
Regelung der Korridorfrage sollte die Schuldfrage um den Krieg verschleiern, 
der am 1. September 1939 mit dem Einmarsch deutscher Truppen in Polen begann. 

Angesichts der großen und raschen Erfolge Hitlers in Polen geriet die deutsche 
Opposition in schwere Verlegenheit und Ratlosigkeit. Das Heranrücken der So-
wjetunion über das aufgeteilte Polen an die deutschen Grenzen empfand man 
als Bedrohung ganz Europas, die rigorose Behandlung der polnischen und jüdi-
schen Bevölkerung im besetzten Gebiet als eine nationale Schande. In der viel-
fältig geäußerten Scham darüber, was sich seit 1939 als nationalsozialistische 
Polenpolitik abspielte, kam zum Ausdruck, daß das sittliche Bewußtsein und der 
Sinn für Humanität den Überflutungen des pervertierten Nationalen keineswegs 
erlegen war. Erschwert wurde die Lage der Widerstandsgruppen aber noch durch 
die propagandistische Friedensoffensive Hitlers nach dem Polenfeldzug. Goerdeler 
versprach sich eine Abschwächung dieser Initiative durch den Rückgriff auf seine 
alte Idee, wonach die Westmächte dem deutschen Volk die Befriedigung seiner 
gerechten Ansprüche im Osten in Aussicht stellen sollten, wenn die deutsche 
Regierung bereit wäre, Polen — allerdings ohne seine „deutschen Gebietsteile", 
die vermutlich von der Grenze von 1914 umfaßt wurden — und die Tschecho-
slowakei in den Grenzen nach München wiederherzustellen, gleichzeitig aber eine 
gesicherte Rechtsordnung in Deutschland zu schaffen. Das Utopische dieser 
Pläne hat Goerdeler schon nach wenigen Tagen selbst empfunden (S. 235), auch 
wurde Hitlers Friedensappell von Daladier und Chamberlain im Oktober 1939 
abgelehnt. 

Als angesichts der von der Generalität abgelehnten Pläne Hitlers für einen 
Angriff auf Frankreich bei den deutschen Verschwörern erneut der Gedanke 
eines Gewaltstreiches aufkam, wurden für den Fall des Gelingens Aufrufe und 
Denkschriften entworfen, so von einer Aktionsgruppe des Auswärtigen Amtes. 
Als ehrenhaft wurde dabei ein Frieden angesehen, „der Polen und die Tschecho-
slowakei etwa in den Grenzen des Münchener Abkommens wiederherstellen, eine 
Landbrücke nach Ostpreußen schaffen, das ostoberschlesische Industrierevier dem 
Reich wieder eingliedern, uns aber nicht mit fremdem Volkstum belasten würde" 
(S. 241). Hier ist nicht generell von der Restauration des Zustandes von 1914 die 
Rede, da die ehemalige Provinz Posen unerwähnt blieb. Dagegen übermittelte 
Goerdeler selbst von Stockholm aus gewisse Friedensvorschläge an Lord Van-
sittart, die auf eine Wiederherstellung der deutschen Ostgrenzen von 1914 hin-
ausliefen. Aus London wurde ihm die Antwort zuteil, daß das jetzt nicht mehr 
so leicht durchzusetzen sein werde (S. 252). Auch nach einem Vorschlag des Bot-
schafters Ulrich v. Hassell im Februar 1940 an Halifax sollte „im Osten die 
deutsch-polnische Grenze etwa wie 1914 verlaufen" (S. 256), Polen und die 
Tschechoslowakei aber wiederhergestellt werden, v. Hassell legte besonderes Ge-
wicht darauf, daß mit den britischerseits zugestandenen Friedensbedingungen 
keine Forderung eines inneren Umsturzes verknüpft wurde. Im Entwurf einer 
Regierungserklärung vom Januar oder Februar 1940 für den Fall einer Regime-
änderung, ebenfalls von v. Hassell verfaßt, hieß es gleich im ersten Satz: „Die 
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nen „militärischen Zwangseingriff in Rußland" rechtfertigen, das künftig „all-
mählich in eine europäische Zusammenfassung einzubeziehen" war. Mochten 
auch „die zentrale Lage, die zahlenmäßige Stärke und die hochgespannte Lei-
stungsfähigkeit dem deutschen Volk die Führung des europäischen Blocks ver-
bürgen", so war doch gerade im Hinblick auf die kleineren Nachbarn im Osten 
Goerdelers Vorstellung wichtig, daß „in die Führung diejenige Nation hinein-
wachsen werde, die gerade die kleinen Nationen achtet und ihre Geschicke mit 
weisem Rat und weiser Hand, nicht mit brutaler Gewalt zu leiten versucht" 
(S. 320). 

Goerdelers Zukunftshoffnungen wurden durch den Gang der Ereignisse ent-
täuscht. Der Beginn des Rußlandfeldzuges, der Eintritt der Vereinigten Staaten 
in den Krieg, das britisch-sowjetische Bündnis vom Mai 1942 mit der gegenseiti-
gen Verpflichtung, „weder mit der Hitler-Regierung noch mit einer anderen deut-
schen Regierung, die nicht klar auf alle Angriffsabsichten verzichtet, in irgend-
welche Verhandlungen einzutreten", zwangen Goerdeler zu Abstrichen an seinem 
Friedensprogramm. Ein Entwurf Goerdelers vom Dezember 1942 spricht daher 
nicht mehr von einfacher Rückgabe Elsaß-Lothringens an Deutschland, sondern 
von einer Teilung nach der Sprachgrenze (S. 322). Von einer veränderten Einstel-
lung zur deutsch-polnischen Grenze ist jedoch noch nichts zu spüren, sie wird 
anscheinend weder durch die Landung amerikanischer Truppen in Nordafrika, 
noch durch die Niederlage von Stalingrad oder die alliierte Forderung nach einer 
bedingungslosen Kapitulation Deutschlands beeinflußt. Sollte Goerdeler dadurch 
beruhigt gewesen sein, daß die USA im Falle eines deutschen Umsturzes „über 
eine vernünftige Grenzziehung im Osten mit sich reden lassen würden" (S. 515, 
Anm. 18)? Und doch: in einer Denkschrift vom Mai 1943, die Goerdeler über den 
Stockholmer Bankdirektor Jakob Wallenberg nach London leitete, versprach er 
für eine neue Regierung die Wiederherstellung der „vollen Selbständigkeit aller 
europäischen Nationen". Wallenberg hatte auf Einschränkungen der deutschen 
Friedenswünsche gedrängt, weil man in London jetzt schon von Deutschland 
höhere Verzichtleistungen in den Grenzfragen erwartete. Die deutsche Grenze 
gegen Polen sollte daher „durch Verhandlungen" festgesetzt werden (S. 329). Auf 
eine einfache Rückkehr zu den Grenzen von 1914 hatte Goerdeler zum erstenmal 
verzichtet. Darüber hinaus würde Deutschland „bei Einigung den Bestand Polens 
verbürgen" und die Staatsunion Polen-Litauen fördern. Mit diesem etwas merk-
würdig anmutenden Förderungsangebot griff Goerdeler anscheinend Spekula-
tionen auf, die schon in der Revisionspolitik Stresemanns und Curtius' eine Rolle 
gespielt hatten. Die deutsche Bürgschaft für die polnische Ostgrenze von 1938 
war Goerdeler auch einen Waffeneinsatz wert, „denn westlich dieser Grenze muß 
sich die europäische Interessen- und Kulturgemeinschaft bilden, unter deren 
Mitgliedern es nie wieder Krieg geben darf". 

Es konnte nicht ausbleiben, daß die Widerstandskreise in Deutschland auch 
über die polnischen Pläne einer Westausdehnung erfuhren, über die Verhand-
lungen in London seit langem im Gange waren. Es scheint zwar, daß Goerdeler 
sich von den Mitteilungen über die sich anbahnende Oder-Neiße-Linie tief er-
Chichester an die britische Regierung herangetragen wurden. Vgl. G. R i t t e r , 
S. 322 u. 514, Anm. 14. 
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schüttert zeigte, sich aber aus vernünftig-optimistischer Grundhaltung heraus 
weigerte, diese Pläne ernst zu nehmen. Er warnte jedoch: „Wenn man also hört, 
daß Polen Ostpreußen und Teile Schlesiens verlangt, . . . daß man in Deutschland 
tun will, was Deutsche selbst tun müssen . . . , dann muß man schwarz in die Zu-
kunft Europas und der weißen Völker sehen." Diese „leidenschaftlich hinausge-
rufene Weigerung des Patrioten, sein Vaterland auf Gnade und Ungnade den 
künftigen Siegermächten auszuliefern" (S. 330), konnte den Entschluß der Groß-
mächte, Polen eine beträchtliche Gebietserweiterung im Norden und Westen 
zuzugestehen, nicht mehr ändern. Es war ein „utopisches Bemühen, die Politiker 
durch Vernunftgründe zu überreden". 

Nur diese Vernunftgründe können neben dem Rechtsgefühl als Motiv für 
Goerdelers immer erneute Gedanken über die deutsch-polnische Grenze ange-
sehen werden. Als Zeugnis dieser Art sind die Denkschriften aus dem März und 
dem Spätsommer oder Herbst 1943 zu werten, die sich ausführlich mit dem 
deutsch-polnischen Problem befaßten.9 Optimistisch sah Goerdeler die Möglich-
keit, daß „ein selbständiges, richtig behandeltes Polen ganz von selbst wirtschaft-
lich und politisch Anschluß an Deutschland wird suchen müssen", zumal „die 
Eingliederung Polens in Deutschland für uns kein Segen wäre" (S. 590). Aus der 
Notwendigkeit, Deutschland gegen einen dauernden Druck der gewaltigen russi-
schen Kraft zu sichern, ergab sich für Goerdeler auch die Notwendigkeit, „den 
territorialen Bestand Deutschlands, wie er sich durch die Geschichte als sinnvoll 
und notwendig herausgestellt hat, zu erhalten". Als Grenze im Osten kam wieder 
in Betracht „etwa die Reichsgrenze von 1914". Im übrigen würden „in einem euro-
päischen Staatenbund . . . innereuropäische Grenzen eine immer geringere Rolle 
spielen". „Wir verstehen Empörung und Haß des polnischen Volkes nach allem, 
was geschehen ist, sehr wohl. Wir würden ebenso fühlen. Aber auch hier gebietet 
die Verantwortung vor der Zukunft zu verhindern, daß diese Gefühle sich ge-
walttätig Bahn brechen. . ." Erneut klingt unter Berufung auf die Geschichte 
der Plan einer polnisch-litauischen Union an, damit Polen „Ersatz für Westpreu-
ßen und Posen erhalten kann". Außerdem sollte Polen über deutsche Häfen 
„jede Verbindung zum Weltverkehr" gesichert erhalten. Im Hinblick auf Ver-
sailler polnische Argumente und polnische Erfahrungen von 1939 wird festge-
stellt: „Die Zukunft wird solche Verbindungen nicht mehr von militärischen Fra-
gen abhängig machen, denn sie steht und fällt für alle europäischen Völker mit 
dem dauernden europäischen Frieden." Die ganze moralische Haltung Goerdelers 
lassen folgende Sätze erkennen, mit denen er seine politischen Gedanken und 
Visionen im Verhältnis zu Polen gleichsam untermalt hat: „So ist zu hoffen, daß 
allmählich nach diesen furchtbaren und leidvollen Erfahrungen auch das Ver-
hältnis zwischen Deutschland und Polen wieder ausgeglichen wird. Jedenfalls 
werden wir bereit sein, Polen bei der Heilung seiner Wunden und in Zukunft 
jede nur mögliche Hilfe angedeihen zu lassen." 

An diesen Grundgedanken sollte sich bei Goerdeler nicht mehr viel ändern. Sie 
vermochten, den wechselnden Kriegsläuften ausgesetzt und schließlich zu Illu-
sionen geworden, den Ablauf der deutschen Katastrophe nicht aufzuhalten, den 

9) Abgedruckt als Anhang VI bei G. R i 11 e r , S. 570—576. Interpretation: S. 
517, Anm. 28, und Anhang VII, S. 577—595, bes. S. 590. 
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mißglückten Umsturzversuch vom 20. Juli 1944, den Zusammenbruch im Osten 
ab Januar, die Kapitulation im Mai 1945. Man wird nicht sagen dürfen, daß Goer-
delers Bild von der Ostgrenze Deutschlands sich nur in Machtvorstellungen be-
wegt hat und notwendig dem Opportunismus unterworfen war, den die herauf-
kommende Katastrophe diktierte. Am Anfang hatte das verletzte Recht gestan-
den, der Wille, es wiederherzustellen, ist die bewegende Kraft in Goerdelers poli-
tischem Denken gewesen. Das Recht der nationalen Selbstbestimmung schloß 
notwendig das Recht der Polen im preußischen Osten mit ein; so war es wie ein 
Nachhall, wenn sich Goerdeler noch im Gefängnis, im September 1944, gefragt 
hat, ob eine „Teilung der Provinz Posen nach Volkstümern" vorgenommen wer-
den sollte; damit war er auf ein seit 1848 immer wieder sich stellendes Problem 
gestoßen. Es sollte nicht mehr lange dauern, bis solche Fragestellungen mit roher 
Gewalt ad absurdum geführt wurden. Das hat Goerdeler, „dessen Stimme schon 
längst zu der eines einsamen Rufers in der Wüste geworden war", nicht mehr 
erlebt. Die Aufgabe aber, eine neue, bessere Weltordnung auf den Trümmern des 
Krieges aufzubauen, sie war geblieben. Ist es nur eine vermessene Illusion ge-
wesen, wenn Goerdeler gehofft hat, daß auch ein innerlich erneuertes Deutsch-
land in ihr einen Rang behaupten könnte, „wie er sich durch die Geschichte als 
sinnvoll und notwendig herausgestellt hat"? 

Richard Breyer 

Genealogische Forschung als Beitrag zur Landesgeschichte 

D a r g e s t e l l t a m B e i s p i e l e i n e r A h n e n r e i h e 

Der Wert genealogischer Untersuchungen für die landeskundliche Forschung 
wird vor allem aus historisch-soziologischen Gründen nicht in Frage gestellt. 
Nichtsdestoweniger ist die Zahl der Veröffentlichungen aus diesem Fachgebiet 
unter solchen Gesichtspunkten gering, obwohl eine sachgerechte Auswertung 
genealogischer Forschungsergebnisse aus Ahnen- oder Stammtafeln manche 
Schlüsse auf größere Zusammenhänge, vom Besonderen zum Allgemeinen er-
laubt. 

Es erscheint zunächst naheliegend, hierfür vor allem Stammtafeln, d. h. die 
Deszendenz von einem bestimmten Ahnenträger eines Familienstammes mit 
wechselnden Verflechtungen seiner männlichen und weiblichen Nachkommen, 
zugrunde zu legen. Deshalb soll hier untersucht werden, inwieweit die Auf-
stellung und Auswertung von Ahnentafeln, welche alle Vorfahren einer be-
stimmten Person von Vater- und Mutterseite her umfassen, zur landesgeschicht-
lichen Forschung beizutragen vermögen. 

Gegenstand der Betrachtung ist nicht die Ahnenreihe einer hervorragenden 
Persönlichkeit, sondern eines Menschen, der in Lebensführung und -haltung 
dem Bild seiner Zeit und Gesellschaftsordnung entspricht, nämlich des am 
15. Dezember 1824 zu Klein-Münche, Kr. Birnbaum, geborenen Gutsbesitzers 
Karl Eugen Bogislaus von Unruh, der auf seinem Besitz am 9. Januar 1896 
starb. Seine Ahnentafel spiegelt nicht mehr die ständische Geschlossenheit der 


